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(Jr. 9981.) Geſetz, betreffend die Bewilligung von Staatsmitteln zur Beſeitigung der durch 
die Hochwaſſer des Sommers 1897 herbeigeführten Beſchädigungen. Vom 
20. April 1898. 


2 r 
Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtages, was folgt: 


9. 

Zur Gewährung von Beihülfen aus Anlaß der durch die Hochwaſſer des 
Sommers 1897 herbeigeführten Beſchädigungen wird der Staatsregierung ein 
Betrag von fünf Millionen Mark zur Verfügung geſtellt. 

Die Beihülfen ſind insbeſondere zu gewähren: 

a) an einzelne Beſchädigte zur Erhaltung im Haus- und Nahrungsſtande 

und an ſolche, bei denen eine Gefährdung ihrer wirthſchaftlichen 
Exiſtenz vorliegt, 

b) an Gemeinden und Kreiſe zur Wiederherſtellung und nothwendigen 
Verbeſſerung ihrer beſchädigten gemeinnützigen Anlagen, 

e) zur Wiederherſtellung und nothwendigen Verbeſſerung beſchädigter 
Deiche, Ufer, Uferſchutzwerke und damit in Verbindung ſtehender 
Anlagen, 
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Ausgegeben zu Berlin den 27. April 1898. 
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d) zur Ausführung beſonders dringender Räumungs- und Freilegungs⸗ 
arbeiten, e 197909 
e) zu Vorarbeiten für den Ausbau hochwaſſergefährlicher Flüſſe, 
1) an Deichverbände und Waſſergenoſſenſchaften zur Aufbringung der für 
das Jahr 1897/98 zu zahlenden Beiträge, 5 
9) zur Erſatzleiſtung beziehungsweiſe Rückerſtattung der für die Thätigkeit 
der militäriſchen Hülfskommandos entſtandenen Unkoſten jeglicher Art. 
Die Beihülfen ſind in der Regel ohne die Auflage der Rückerſtattung zu 
gewähren. 
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Innerhalb der von den zuſtändigen Miniſtern feſtzuſetzenden Grenzen erfolgt 
die Bewilligung der Beihülfen nach Anhörung der Kreisausſchüſſe (in Stadt⸗ 
kreiſen des Gemeindevorſtandes) durch die Oberpräſidenten im Einverſtändniß mit 
dem Provinzialausſchuß. Verſagt der Propinzialausſchuß feine Zuſtimmung, fo 
kann ſie auf Antrag des Oberpräſidenten durch die zuſtändigen Miniſter ergänzt 
werden. : 


. 

Zur Beſchaffung der erforderlichen Summe (F. 1) iſt eine Anleihe durch 
Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Schuldverſchreibungen auf 
unehmen. 
nn Wann, durch welche Stelle und in welchen Beträgen, zu welchem Zins 
fuße, zu welchen Bedingungen der Kündigung und zu welchen Kurſen die Schuld⸗ 
verſchreibungen veräußert werden ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. ö 

Im Uebrigen kommen wegen Verwaltung und Tilgung der Anleihe und 
wegen Verjährung der Zinſen die Vorſchriften des Geſetzes vom 19. Dezember 
1869 Geſetz-Samml. S. 1197) und des Geſetzes vom 8. März 1897 Geſetz⸗ 
Samml. S. 43) zur Anwendung. 

. 4. 

Dem Landtage iſt bei deſſen nächſter regelmäßiger Zuſammenkunft über 
die Ausführung des Geſetzes Rechenſchaft zu geben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Homburg v. d. Höhe, den 20. April 1898. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt zu Hohenlohe. v. Miquel. Thielen. Boſſe. Frhr. v. Hammerſtein. 
Schönſtedt. Frhr. v. d. Recke. Brefeld. v. Goßler. v. Bülow. Tirpitz. 


Be. 


(Sr. 9082) Berurdnung, betreffend bie Anlagen zur Herstellung von Hüßſtahlkigeln mittelſt 
f Kugelſchrotmühlen (Kugelfräsmaſchinen). Vom 23. März 1898. 
Wir Wilhelm j von Gottes Gnaden König von Preußen x. 
verordnen auf Grund des F. 109 Abſatz 2 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883, 
betreffend die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- und Verwaltungsgerichtsbehörden, 
Das e 03 00.025 
Der Kreis- (Stadt-) Ausſchuß, in den einem Landkreiſe angehörigen Städten 
von mehr als 10 000 Einwohnern der Magiſtrat (kollegialiſche Gemeindevorſtand), 
beſchließt über Anträge auf Genehmigung zur Errichtung oder Veränderung der 
laut Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 9. Februar d. J. (Reichs⸗Geſetzbl. 
S. 27) in das Verzeichniß der genehmigungspflichtigen gewerblichen Anlagen 
($. 16 der Gewerbeordnung) aufgenommenen Anlagen zur Herſtellung von Guß— 
ſtahlkugeln mittelſt Kugelſchrotmühlen (Kugelfräsmaſchinen). f 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. i 
Gegeben Berlin im Schloß, den 23. März 1898. 


(I. S.) Wilhelm. 
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\ Frhr. v. d. Recke. Brefeld. 


(Nr. 9983.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Theil der Bezirke der Amtsgerichte Aldenhoven, Gemünd, Cochem, 
Adenau, Grevenbroich, Opladen, Saarlouis, Berncaftel, Bitburg, Daun, 
Hillesheim, Merzig, Perl, Prüm, Saarburg, Wadern, Wapweiler, Wittlich 
und Trier. Vom 21. April 1898. 


Au Grund des F. 49 des Geſetzes über das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen im Geltungsbereiche des Rheiniſchen 
Rechts vom 12. April 1888 (Geſetz-Samml. S. 52) beſtimmt der Juſtizminiſter, 
daß die zur Anmeldung von Anſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch 

im F. 48 jenes Geſetzes vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt von ſechs Monaten 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Aldenhoven gehörige Gemeinde Roerdorf, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Gemünd gehörigen, theilweiſe den 
Weiler Dieffenbach bildenden Grundſtücke, welche durch den Allerhöchſten 
Erlaß vom 12. Juli 1896 (abgedruckt im Amtsblatt der Regierung zu 
Aachen von 1896, Stück 40 Nr. 697) von der Kataſtergemeinde Drei⸗ 

(Nr. 99829983.) 


born abgetrennt, der Stadtgemeinde Schleiden zugetheilt und jetzt in 
letzterer Gemeinde unter Flur 22 Parzelle Nr. 1 bis 152 einſchließlich 
kataſtrirt ſind, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Cochem gehörigen Gemeinden Calen— 
born und Lutzerath, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Adenau gehörige Gemeinde Brück 
an der Ahr, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Grevenbroich gehörigen Gemeinden 
Bedburdyck und Kelzenberg, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Opladen gehörige Stadtgemeinde 
Leichlingen, f 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Saarlouis gehörige Gemeinde Kerprich— 
hemmersdorf, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Berncaſtel gehörige Gemeinde Lieſer, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Bitburg gehörige Gemeinde Metterich, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Daun gehörigen Gemeinden Gemünden 
und Oberſtadtfeld, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Hillesheim gehörigen Gemeinden 
Wallenborn und Neroth, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Merzig gehörigen Gemeinden Hau— 
ſtadt und Honzrath, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Perl gehörige Gemeinde Wochern, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Prüm gehörige Gemeinde Büdes— 
heim, 5 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Saarburg gehörige Gemeinde Onsdorf, 

für 90 zum Bezirk des Amtsgerichts Wadern gehörige Gemeinde Ober— 
öſtern, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Waxweiler gehörigen Gemeinden Herz 
feld, Nimshuſcheid, Laſel und Kesfeld, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Wittlich gehörigen Gemeinden Arren— 
rath und Spangdahlem, 

für die zum Bezirk des Amtsgerichts Trier gehörige Gemeinde Schöndorf 

am 15. Mai 1898 beginnen ſoll. 
Berlin, den 21. April 1898. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Nr. 9984.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für einen 
us ut Theil der Bezirke der Amtsgerichte Battenberg, Homburg vor der Höhe, 
Frankfurt a. M. und Vöhl. Vom 25. April 1898. 5 


Ai Grund des $. 39 des Geſetzes, betreffend das Grundbuchweſen und die Zwangs⸗ 
vollſtreckung in das unbewegliche Vermögen in dem Gebiete der vormals freien 
Stadt Frankfurt ſowie den vormals Großherzoglich Heſſiſchen und Landgräflich 
Heſſiſchen Gebietstheilen der Provinz Heſſen⸗Naſſau, vom 19. Auguſt 1895 (Geſetz⸗ 
Samml. S. 481) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung von An⸗ 
ſprüchen behufs Eintragung in das Grundbuch daſelbſt vorgeſchriebene Ausſchluß— 
friſt von ſechs Monaten 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Battenberg gehörigen Gemeindebezirk 
Holzhauſen, 
für die zum Bezirk des Amtsgerichts Homburg vor der Höhe gehörigen 
Bezirke der vormaligen Landgräflich Heſſiſchen Gemeinden Dillingen, 
Oberſtedten und Dornholzhauſen, 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Frankfurt a. M. gehörigen Bezirk 
der vormaligen Frankfurter Landgemeinde Niederrad, i 
für den zum Bezirk des Amtsgerichts Vöhl gehörigen Gemeindebezirk 
Oberwerba (Ober-Werba) 
am 15. Mai 1898 beginnen ſoll. 
Berlin, den 25. April 1898. 


Der Juſtizminiſter. 
Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 Geſetz-Samml— S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 5 
J) der Allerhöchſte Erlaß vom 12. Januar 1898, durch welchen genehmigt 
wiorden iſt, daß das der Schleſiſchen Bodenkredit⸗Aktienbank zu Breslau 
( 13. März 1872 
unterm | 7. Dezember 1874 (ertheilte Allerhöchſte Privilegium zur Ausgabe 
31. Dezember 1894) 
auf den Inhaber lautender Hypothekenpfandbriefe und Kommunalobli⸗ 
gationen auch unter den Aenderungen fortbeſtehen bleibt, welche in dem 
von der Generalverſammlung beſchloſſenen Nachtrage zu dem Statute 
vom 10. März 1897 bezeichnet ſind, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Breslau Nr. 15 S. 149, ausgegeben am 9. April 1895; 
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2) der Allerhöchſte Erlaß vom 17. Januar 1898, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung ꝛc. an den Kreis Pr.⸗Eylau für die 
von ihm zu bauende Chauſſee von Roditten nach Sodehnen, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Königsberg Nr. 9 S. 63, ausgegeben 
am 3. März 1898; 

3) der Allerhöchſte Erlaß vom 31. Januar 1898, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung ze. an den Kreis Wittgenſtein für 
die von ihm erbaute Chauſſee von Berleburg nach Wunderthauſen, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 11 S. 124, aus⸗ 
gegeben am 12. März 1898; 

4) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Februar 1898, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Berlin behufs Erwerbung 
eines zur Verbreiterung des nördlichen Zuganges zur Oberbaumbrücke 
erforderlichen Grundſtücks, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 13 S. 134, ausgegeben am 
1. April 1898; 

5) der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Februar 1898, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Be⸗ 
ſtimmungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Wehlau erbauten Chauſſeen von Allenburg nach Gr.-Allendorf und von 
Gauleden nach Langhöfel, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Königsberg Nr. 11 S. 87, ausgegeben am 17. März 1898, 

6) der Allerhöchſte Erlaß vom 23. Februar 1898, betreffend die Anwendung 
des Enteignungsrechts zur Entziehung und zur dauernden Beſchränkung 
des zur Ausführung der Main⸗Kanaliſirung oberhalb Frankfurt bis Offen⸗ 
bach ſeitens der Großherzoglich Heſſiſchen Regierung in Anſpruch zu 
nehmenden Grundeigenthums, durch das Amtsblatt für den Stadtkreis 
und für den Landkreis Frankfurt a. M. Nr. 14 S. 116, ausgegeben am 
26. März 1898; 

7) der Allerhöchfte Erlaß vom 21. März 1898, betreffend die Genehmigung 
der Verfaſſung der Korporation der Kaufmannſchaft von Berlin vom 
19. Februar 1898, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 16 S. 175, ausgegeben am 
22. April 1898; 

8) der Allerhöchſte Erlaß vom 28. März 1898, betreffend die Anwendung 
der dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim— 
mungen wegen der Chauſſeepolizeivergehen auf die von dem Kreiſe Weſt⸗ 
prignitz erbaute Chauſſee von Havelberg bis zur Kreisgrenze bei Kümmer⸗ 
nitz, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Potsdam und der 
Stadt Berlin Nr. 16 S. 182, ausgegeben am 22. April 1898. 
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Nedigirt im Bureau des Staatsminiſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


